
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

BPZ AKTUELL November 2018  
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

unsere November-Ausgabe stellt in gewisser Weise ein Novum dar. Nach mehr als 800 Specials, 

Steuertipps und Rechtstipps haben wir diese drei Publikationen erstmalig unter einen Themenkomplex 

gestellt: Tax Compliance Management System, kurz TCMS. 

 

Es ist nicht so, als hätten wir die deutsche Sprache verlernt und uns in Anglizismen geflüchtet. Tax CMS 

ist allerdings inzwischen in der Fachwelt und leider auch bei den Finanzbehörden längst ein stehender 

Ausdruck geworden. Die Bezeichnung in fremder Sprache besitzt zweifelsohne auch den Vorteil, dass 

man erst mal erklären und verstehen muss, worum es sich eigentlich handelt. 

 

Genau das ist unser Thema. Die Welt der Steuern ist in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten 

keineswegs einfacher geworden und der Begriff des Steuervereinfachungsgesetzes ist – wohl der 

Ehrlichkeit geschuldet - völlig aus der Mode gekommen. Natürlich haben deutsche Bürger und Firmen 

steuerehrlich zu sein. Das machen sich die Finanzbehörden zu Nutze. Vor diesem Primat erscheint es 

effizient, den Abweichlern bereits mit Formalien auf die Spur zu kommen und im Zweifel nieder zu 

strecken. 

 

Die Öffentlichkeit applaudiert, wenn Missetäter bestraft und mit teuren Geldbußen zur Rechenschaft 

gezogen werden. Auch in anderen Bereichen ist die deutsche Volksseele zufrieden, wenn die „Bösen“ 

zahlen müssen, damit nicht nur die „Kleinen“ gejagt werden. Der Steuervollzug passt prima zu diesem 

Hetz- und Verurteilungsklima. Schließlich sind 99 % der Wähler nicht betroffen, wenn 

Steuernachzahlungen und Geldbußen verhängt werden, sondern nur die „Großen“. 

 

08.11.2018 
Kontakt: Thomas Zimmermann 
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Vorbei sind die Zeiten, in denen die Finanzverwaltung Schwarzgeldeinnahmen der Gastronomie im 

Grunde genommen geduldet und durch erträgliche Schätzungen ergänzt hat. Heute reicht, dass die 

Kassenaufzeichnung nicht so einbruchssicher wie Fort Knox ist und dass Ablauf und Verarbeitung der 

Buchführung nicht dokumentiert sind. 

 

Solche eher formal wirkenden Fehler genügen, dass die Finanzverwaltung das Rechnungswesen verwirft 

und mit Schätzungen erweitert. Dummerweise haben die mittelständischen Betriebe nicht die Reserven, 

die der Gastronom der achtziger Jahre bei Abgabe seiner Steuererklärung einkalkuliert hat. 

 

Ab einer gewissen Größenordnung können sich bereits kleinere Betriebe keine Flexibilität in ihren 

betriebswirtschaftlichen Grundlagen wie Warenwirtschaftssystemen und ablauftechnischen 

Organisationen erlauben. Inhaber und Geschäftsführer benötigen präzise und zeitnahe Informationen und 

sichere betriebliche Abläufe, um erfolgreich am Markt zu bestehen. Häufig gehören auch Zertifizierungen 

dazu, die von manchen Lieferanten und Kunden im B-to-B-Bereich schlicht erwartet werden. 

 

Wer diese Erkenntnis hat, für den ist es nicht weit bis zum Tax CMS. Mag das Thema zunächst als ein 

eher notwendiges Übel erscheinen, so stellt es sich bei genauerer Betrachtung als eine äußerst sinnvolle 

Herausforderung dar, mit der man für Ordnung an der steuerlichen Front sorgt. Es lässt einen auch 

ruhiger schlafen. Besser man erkennt selbst gewisse Schwachstellen als dass es der Betriebsprüfer tut. 

 

Wenn Sie sich für das Thema intensiv interessieren, verweisen wir auf ein neues Standardwerk: Das 

Buch Tax Compliance Management System (TCMS) des Verlags CH Beck erscheint in diesem Monat. 

Autoren: Die PNHR Partner Dr. Walter Niemann und Dr. Panagiotis Dodos. 

 

Tax CMS ist kein Hexenwerk. Das wollen wir Ihnen mit unseren Publikationen vermitteln. Natürlich macht 

es Sinn, sich bei der Implementierung der Fachleute zu bedienen. 

 

Dafür sind wir da und wir freuen uns auf Ihre Kontaktaufnahme. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Thomas Zimmermann  
Steuerberater  
 
BPZ  Balmes, Pelka & Zimmermann 
Steuerberatungsgesellschaft mbH  
 
Anlagen 
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Termine November 2018 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 
 
Steuerart  Fälligkeit  Ende der Schonfrist bei Zahlung durch  

  Überweisung 1 Scheck 2 

Lohnsteuer, Kirche n-
steuer, Solidaritätszu-
schlag 3 

12.11.2018 15.11.2018 09.11.2018 

Umsatzsteuer 4 12.11.2018 15.11.2018 09.11.2018 

Kapitalertragsteuer, S o-
lidaritätszuschlag  

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Gewerbesteuer  15.11.2018 19.11.2018 12.11.2018 

Grundsteuer  15.11.2018 19.11.2018 12.11.2018 

Sozialversicherung 5 28.11.2018 entfällt entfällt 
 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An-
meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern 

mit Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. 

Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt 
ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitsta-
ge vor Fälligkeit (d. h. am 26.11.2018) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonder-
heiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erle-
digt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Fei-
ertagen fällt. 
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Termine Dezember 2018 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 
 
Steuerart  Fälligkeit  Ende der Schonfrist bei Zahlung durch  

  Überweisung 1 Scheck 2 

Lohnsteuer, Kirche n-
steuer, Solidaritätszu-
schlag 3 

10.12.2018 13.12.2018 07.12.2018 

Einkommensteuer, Ki r-
chensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.12.2018 13.12.2018 07.12.2018 

Körperschaftsteuer,  
Solidaritätszuschlag 

10.12.2018 13.12.2018 07.12.2018 

Umsatzsteuer 4 10.12.2018 13.12.2018 07.12.2018 

Kapitalertragsteuer, S o-
lidaritätszuschlag  

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Sozialversicherung 5 21.12.2018 entfällt entfällt 
 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An-
meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. 

Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt 
ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitsta-
ge vor Fälligkeit (d. h. am 19.12.2018) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonder-
heiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erle-
digt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Fei-
ertagen fällt. 
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Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 
 

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Ver-
zug setzen.1 Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid.2 

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 

• für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 

• die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 

• der Schuldner die Leistung verweigert, 

• besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen.3 

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt 
gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders hin-
gewiesen wurde.4 

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen 
Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen.5 Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr 
fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, neun Prozentpunkte 
über dem Basiszinssatz.6 

Der Basiszinssatz verändert sich zum 01. Januar und 01. Juli eines jeden Jahrs um die Prozentpunkte, um wel-
che die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße 
ist der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halbjahrs.7 

 

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 01. Januar 2016:8 

 

Zeitraum  Basiszinssatz  Verzugszinssatz  Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung 

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 % 

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 % 

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 % 

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 % 

01.01. bis 30.06.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 % 

01.07. bis 31.12.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 % 

 

 

                                                           
1 § 286 Abs. 1 Satz 1 BGB. 
2 § 286 Abs. 1 Satz 2 BGB. 
3 § 286 Abs. 2 BGB. 
4 § 286 Abs. 3 Satz 1 BGB. 
5 § 288 Abs. 1 Satz 1 BGB. 
6 § 288 Abs. 1 Satz 2 bzw. Abs. 2 BGB. 
7 § 247 Abs. 1 Satz 2 und Satz 3 BGB. 
8 Homepage Deutsche Bundesbank. 
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Anerkennung eines Ehegattenar-
beitsverhältnisses 

 

Grundsätzlich kann ein Steuerpflichtiger 

als Arbeitgeber mit seinem Ehegatten ei-

nen Arbeitsvertrag schließen und den Ar-

beitslohn als Betriebsausgaben oder Wer-

bungskosten geltend machen. 

An die Anerkennung des Arbeitsverhält-

nisses werden strenge Anforderungen ge-

stellt: 

• Das Arbeitsverhältnis muss ernsthaft 

vereinbart sein und auch tatsächlich 

durchgeführt werden. Es empfiehlt sich 

ein schriftlicher Arbeitsvertrag. 

• Die vertragliche Gestaltung muss auch 

unter Fremden üblich sein, dem 

sog. Fremdvergleich standhalten. 

• Der Arbeitslohn des mitarbeitenden 

Ehegatten darf den Betrag nicht über-

steigen, den ein fremder Arbeitnehmer 

für eine gleichartige Tätigkeit erhalten 

würde. 

• Die Auszahlung der Vergütung und die 

Abführung von Lohnsteuer und Sozial-

versicherungsabgaben sind erforder-

lich. 

Ein Arbeitnehmer (Obergerichtsvollzieher) 

hatte mit seiner Ehefrau einen Ehegatten-

Unterarbeitsvertrag geschlossen. Das Fi-

nanzgericht Rheinland-Pfalz1 erkannte das 

Arbeitsverhältnis nicht an, weil die tatsäch-

liche Durchführung nicht nachgewiesen 

wurde. Allein von der Ehefrau erstellte 

Stundenzettel sind nach Auffassung des 

Gerichts weder ausreichend noch aussa-

gekräftig. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 

entscheiden. 

 

Steuerermäßigung auch für Hand-
werkerleistungen außerhalb des 

Haushalts? 
 

Für die Inanspruchnahme von Handwer-

kerleistungen für Renovierungs-, Erhal-

tungs- und Modernisierungsmaßnahmen 

wird auf Antrag eine Einkommensteuerer-

mäßigung in Höhe von 20 % der Aufwen-

dungen, höchstens 1.200 € jährlich, ge-

währt. Die Tätigkeiten müssen in einem 

innerhalb der EU oder des EWR liegenden 

Haushalts erbracht werden. Begünstigt 

sind nur die in Rechnung gestellten Ar-

beits- und Fahrkosten inklusive der darauf 

entfallenden Umsatzsteuer. Weitere Vo-

raussetzung ist, dass für die Handwerker-

leistung eine Rechnung vorliegt und die 

Zahlung auf ein Konto des Handwerkers 

erfolgt. Für Barzahlungen wird keine Er-

mäßigung gewährt. 

Umstritten ist, wie der Begriff „Haushalt“ 

auszulegen ist. Die Grenzen des Haus-

                                                           
1 FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 21.09.2017, 4 K 1702/16, 

(Rev. eingel., Az. BFH: VI R 28/18), EFG 2018, S. 1442, 
LEXinform 5021313. 
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halts werden regelmäßig durch die Grund-

stücksgrenzen abgesteckt. Ausnahmswei-

se können auch Leistungen jenseits der 

Grundstücksgrenzen begünstigt sein. Es 

muss sich allerdings um Leistungen han-

deln, die in unmittelbarem räumlichem Zu-

sammenhang zum Haushalt durchgeführt 

werden und diesem dienen. 

Das Finanzgericht des Landes Sach-

sen-Anhalt1 hat entschieden, dass Leis-

tungen eines Schreiners vollständig als 

Handwerkerleistung im Haushalt zu be-

rücksichtigen sind, auch wenn Teilleistun-

gen, wie z. B. die Anfertigung und Verzin-

kung einer Tür, in der Werkstatt des 

Schreiners durchgeführt wurden. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 

entscheiden. 

 

Buchung von EC-Karten-Umsätzen 
in der Kassenführung 

 

In Betrieben mit überwiegendem Bargeld-

verkehr nutzen Kunden häufig die Mög-

lichkeit, ihre Zahlungen bargeldlos mit EC-

Karte abzuwickeln. Doch die von den Be-

trieben gelebte Buchungspraxis stand 

jüngst infrage. 

Demnach werden in einem ersten Schritt 

die Gesamtumsätze -  inklusive der bar-

geldlosen Geschäftsvorfälle (EC-Karten- 

zahlungen) - im Kassenbuch aufgezeich-

net und in einem zweiten Schritt die EC-

                                                           
1 FG des Landes Sachsen-Anhalt. Urt. v. 26.02.2018, 

1 K 1200/17, (Rev. eingel., Az. BFH VI R 7/18), 
EFG 2018, S. 1270, LEXinform 5021251. 

Zahlungen wieder ausgetragen und sepa-

riert. Auch auf dem Kassenkonto wird zu-

erst der Gesamtbetrag gebucht, bevor die 

EC-Kartenumsätze wieder ausgebucht 

werden. 

Das Bundesministerium der Finanzen 

(BMF) sah und sieht hierin grundsätzlich 

einen formellen Mangel der Buchführung. 

Bare und unbare Geschäftsvorfälle seien 

getrennt zu buchen. Im Kassenbuch seien 

ausschließlich Barbewegungen zu erfas-

sen. 

Das BMF2 hat diese Rechtsauffassung je-

doch nunmehr in einem aktuellen Schrei-

ben etwas entschärft. Zwar stellt weiterhin 

auch die - zumindest zeitweise - Erfas-

sung von EC-Kartenumsätzen im Kassen-

buch einen formellen Mangel dar. Dieser 

bleibt jedoch bei der Gewichtung weiterer 

formeller Mängel im Hinblick auf eine 

eventuelle Verwerfung der Buchführung 

regelmäßig außer Betracht. Vorausset-

zung hierfür ist, dass der Zahlungsweg 

ausreichend dokumentiert wird und die 

Nachprüfbarkeit des tatsächlichen Kas-

senbestands jederzeit besteht (Kassen-

sturzfähigkeit). 

 

Jahresabschluss 2017 muss bis 
zum Jahresende 2018 veröffentlicht 

werden 
 

Unternehmen, die gesetzlich verpflichtet 

sind, ihren Jahresabschluss zu veröffentli-

                                                           
2 Deutscher Steuerberaterverband e.V., 

Mitt. v. 02.07.2018, LEXinform 0448422. 
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chen (z. B. GmbH oder GmbH & Co. KG), 

müssen die Frist zur Veröffentlichung be-

achten. Der Abschluss muss spätestens 

vor Ablauf des zwölften Monats des dem 

Abschlussstichtag nachfolgenden Ge-

schäftsjahrs offengelegt werden.1 

Unternehmen, die ihre Jahresabschlüsse 

nicht rechtzeitig einreichen, müssen mit 

der Festsetzung von Ordnungsgeldern 

rechnen.2 Sie werden sodann durch das 

Bundesamt für Justiz von Amts wegen 

aufgefordert, ihrer gesetzlichen Verpflich-

tung innerhalb von sechs Wochen nach-

zukommen. Mit der Anforderung ist gleich-

zeitig eine Mahngebühr fällig, die auch 

nach verspäteter Einreichung nicht erlas-

sen bzw. angerechnet wird.3 

Für Kleinstkapitalgesellschaften, die an 

zwei aufeinanderfolgenden Abschluss-

stichtagen mindestens zwei der folgenden 

Merkmale nicht überschreiten (350.000 € 

Bilanzsumme, 700.000 € Umsatzerlöse 

und durchschnittlich zehn beschäftigte Ar-

beitnehmer) sieht das Gesetz Erleichte-

rungen vor4: 

Sie müssen unter bestimmten Vorausset-

zungen keinen Anhang erstellen. Hierfür 

müssen bestimmte Angaben unter der Bi-

lanz ausgewiesen sein: Angaben zu den 

Haftungsverhältnissen5, Angaben zu den 

Vorschüssen oder Krediten, die an Mit-

                                                           
1 § 325 HGB. 
2 § 335 Abs. 1 Nr. 1 HGB. 
3 § 335 Abs. 3 Satz 1 und 2 HGB. 
4 § 264 Abs. 1 Satz 5 i. V. m. § 267a HGB. 
5 § 268 Abs. 7 i. V. m. § 251 HGB. 

glieder des Geschäftsführungsorgans, ei-

nes Beirats oder Aufsichtsrats gewährt 

wurden6, erforderliche Angaben zu den ei-

genen Aktien der Gesellschaft (bei einer 

Aktiengesellschaft)7. Darüber hinaus kön-

nen in besonderen Fällen zusätzliche An-

hangangaben nötig sein, wenn der Ab-

schluss kein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage widerspiegelt.8 

Auch werden Kleinstkapitalgesellschaften 

Optionen zur Verringerung der Darstel-

lungstiefe im Jahresabschluss einge-

räumt.9 Schließlich können die gesetzli-

chen Vertreter dieser Gesellschaften zwi-

schen der Offenlegung durch Veröffentli-

chung (Bekanntmachung der Rechnungs-

legungsunterlagen) oder durch Hinterle-

gung der Bilanz beim Betreiber des Bun-

desanzeigers wählen. Dabei ist auch im 

Fall der Hinterlegung die elektronische 

Einreichung der Unterlagen vorgeschrie-

ben.10 

 

Geschenke an Geschäftsfreunde 
 

Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke 

an Geschäftsfreunde zu verteilen. Für den 

Abzug dieser Aufwendungen als Betriebs-

ausgaben sind die nachfolgenden Punkte 

von großer Bedeutung: 

                                                           
6 § 285 Nr. 9 Buchst. c HGB. 
7 § 160 Abs. 3 Satz 2 i. V. m. § 160 Abs. 1 Nr. 2 AktG. 
8 § 264 Abs. 2 Satz 4 i. V. m. Satz 2 HGB. 
9 § 275 Abs. 5 HGB. 
10 § 326 Abs. 2 HGB. 



News     11/2018 
 
 
 

 

- 8 - 

• Geschenke an Geschäftsfreunde sind 

nur bis zu einem Wert von 35 € netto 

pro Jahr und pro Empfänger abzugsfä-

hig.1 

• Die nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei 

Versicherungsvertretern, Ärzten) ist in 

die Ermittlung der Wertgrenze einzube-

ziehen. In diesen Fällen darf der Brut-

tobetrag (inklusive Umsatzsteuer) nicht 

mehr als 35 € betragen. 

• Es muss eine ordnungsgemäße Rech-

nung vorhanden sein. Der Schenker 

muss auf dieser den Namen des Emp-

fängers vermerken. Bei Rechnungen 

mit vielen Positionen sollte eine geson-

derte Geschenkeliste mit den Empfän-

gernamen sowie der Art und der Be-

tragshöhe des Geschenks gefertigt 

werden. 

• Schließlich müssen die Aufwendungen 

auf ein separates Konto, z. B. „Ge-

schenke an Geschäftsfreunde“, ge-

trennt von allen anderen Betriebsaus-

gaben, gebucht werden.2 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher 

Geschenke pro Person und pro Wirt-

schaftsjahr den Betrag von 35 € oder wer-

den die formellen Voraussetzungen nicht 

beachtet, sind die Geschenke an diese 

Personen insgesamt nicht abzugsfähig. 

                                                           
1 § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG. 
2 § 4 Abs. 7 EStG. 

Unternehmer haben bei betrieblich veran-

lassten Sachzuwendungen und Geschen-

ken die Möglichkeit, eine Pauschalsteuer 

von 30 % zzgl. Solidaritätszuschlag und 

Kirchensteuer zu leisten. In diesem Fall 

stellt die Übernahme der pauschalen Ein-

kommensteuer nach Auffassung des Bun-

desfinanzhofs3 ein weiteres Geschenk dar. 

Übersteigt der Wert des Geschenks selbst 

bzw. zusammen mit der übernommenen 

Pauschalsteuer den Betrag von 35 €, un-

terliegt auch die pauschale Einkommens-

teuer dem Abzugsverbot. Die Finanzver-

waltung hat indes mitgeteilt, dass sie die 

übernommene Steuer bei der Prüfung der 

Freigrenze aus Vereinfachungsgründung 

weiterhin nicht einbezieht. 

Die Pauschalierung ist ausgeschlossen, 

soweit die Aufwendungen je Empfänger 

und Wirtschaftsjahr oder je Einzelzuwen-

dung 10.000 € übersteigen.4 Die Zuwen-

dungen sind dennoch weiterhin aufzu-

zeichnen. 

Überdies ist u. a. Folgendes zu beachten5: 

• Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur 

Anwendung der Pauschalierung der 

Einkommensteuer für alle innerhalb ei-

nes Wirtschaftsjahrs gewährten Zu-

wendungen einheitlich auszuüben. Es 

ist jedoch zulässig, die Pauschalierung 

                                                           
3 BFH, Urt. v. 30.03.2017, IV R 13/14, BStBl 2017 II, 

S. 892, LEXinform 0934575. 
4 § 37b Abs. 1 Satz 3 EStG. 
5 BMF, Schr. v. 19.05.2015, IV C 6 - S 2297-b/14/10001, 

BStBl 2015 I, S. 468, LEXinform 5235598; BMF, 
Schr. v. 28.06.2018, IV C 6 - S 2297-b/14/10001, 
BStBl 2018 I, S. 814, LEXinform 5236645. 
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jeweils gesondert für Zuwendungen an 

Dritte (z. B. Geschäftsfreunde und de-

ren Arbeitnehmer) und an eigene Ar-

beitnehmer anzuwenden. 

• Sachzuwendungen bis 10 € (sog.  

Streuwerbeartikel) müssen nach Auf-

fassung der Finanzverwaltung nicht in 

die Bemessungsgrundlage der Pau-

schalierung einbezogen werden. Der 

Bundesfinanzhof1 sieht dies anders. 

• Auch bloße Aufmerksamkeiten (Sach-

zuwendungen aus Anlass eines beson-

deren persönlichen Ereignisses, wie 

Geburtstag bzw. Jubiläum) sind keine 

Geschenke und gehören daher nicht 

zur Bemessungsgrundlage. Das gilt, 

sofern der Wert der Aufmerksamkeit 

60 € (inklusive Umsatzsteuer) nicht 

übersteigt. 

Der Unternehmer hat den Zuwendungs-

empfänger darüber zu informieren, dass er 

die Pauschalierung anwendet.2 Eine be-

sondere Form ist hierfür nicht vorge-

schrieben. Als Folge der Pauschalver-

steuerung durch den Zuwendenden muss 

der Empfänger die Zuwendung nicht ver-

steuern.3 

Die Norm begründet keine eigenständige 

Einkunftsart, sondern stellt lediglich eine 

besondere pauschalierende Erhebungs-

form der Einkommensteuer zur Wahl. 

                                                           
1 BFH, Urt. v. 16.10.2013, VI R 52/11, BStBl 2015 II, 

S. 455, LEXinform 0928872. 
2 § 37b Abs. 3 Satz 3 EStG. 
3 § 37b Abs. 3 Satz 1 EStG. 

Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift 

sollte in Einzelfällen der Steuerberater ge-

fragt werden. 

 

Gewerbesteuer: Hinzurechnung von 
Miet- und Pachtzinsen für Wirt-

schaftsgüter des Anlagevermögens 
zu Herstellungskosten für Wirt-

schaftsgüter des Umlaufvermögens 
 

Dem Gewinn aus Gewerbebetrieb sind 

u. a. gewinnmindernd gebuchte Miet- und 

Pachtzinsen (einschließlich Leasingraten) 

für die Benutzung von beweglichen Wirt-

schaftsgütern des Anlagevermögens, die 

im Eigentum eines anderen stehen, antei-

lig hinzuzurechnen, soweit der insge- 

samt ermittelte Hinzurechnungsbetrag 

100.000 € übersteigt.4 

Eine Baugesellschaft war der Auffassung, 

dass Mietzahlungen für von ihr angemiete-

tes Zubehör für Baustelleneinrichtungen, 

wie Betonpumpen und -geräte, Kräne und 

Gerüste, nicht der gewerbesteuerlichen 

Hinzurechnungsvorschrift unterliegen. Zur 

Begründung führte sie an, dass die 

Mietaufwendungen - ähnlich wie Bauzeit-

zinsen - in die Herstellungskosten des 

Umlaufvermögens einfließen. Dadurch 

verlören sie ihren Aufwandscharakter und 

führten nicht zu einer Gewinnminderung. 

Dem widersprach das Schleswig- 

Holsteinische Finanzgericht5. Einer Hinzu-

rechnung stehe nicht entgegen, dass es 
                                                           
4 § 8 Nr. 1 Buchst. d GewStG. 
5 Schleswig-Holsteinisches FG, Urt. v. 21.03.2018, 

1 K 243/15, (Rev. eingel., Az. BFH: III R 24/18), 
EFG 2018, S. 1284, LEXinform 5021209. 
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sich bei den Mieten um Herstellungskos-

ten des Umlaufvermögens handele. Die 

Aufwendungen haben allein hierdurch den 

Charakter von Miet- und Pachtzinsen nicht 

verloren, da es im entschiedenen Fall 

nicht zur Aktivierung eines Wirtschaftsguts 

in der Bilanz gekommen sei. Vielmehr sei 

das hergestellte Wirtschaftsgut vor dem 

Bilanzstichtag aus dem Betriebsvermögen 

ausgeschieden. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 

entscheiden. 

 

Keine Grunderwerbsteuer auf  
Einrichtungsgegenstände 

 

Werden zusammen mit einem Grundstück 

gebrauchte, aber werthaltige bewegliche 

Gegenstände verkauft und wird deren 

Preis im Kaufvertrag angegeben, wird 

hierfür keine Grunderwerbsteuer fällig. Et-

was anderes gilt nur, sofern Anhaltspunkte 

dafür bestehen, dass die Vereinbarung der 

Entgelte bzw. deren Aufteilung nicht an-

gemessen ist. 

In einem vom Finanzgericht Köln1 ent-

schiedenen Fall war ein mit einem Einfa-

milienhaus bebautes Grundstück für 

392.500 € verkauft worden. Im notariellen 

Kaufvertrag war bestimmt, dass ein Teil-

betrag des Kaufpreises (9.500 €) auf die 

mitverkaufte Einbauküche und die Marki-

sen entfiel. Das Finanzamt erhob auch 

hierauf Grunderwerbsteuer. Es vertrat die 
                                                           
1 FG Köln, Urt. v. 08.11.2017, 5 K 2938/16, (rkr.), LEXin-

form 5021443. 

Auffassung, dass der Preis für die Einrich-

tungsgegenstände zu hoch und die Auftei-

lung lediglich aus Gründen der Steuerer-

sparnis erfolgt sei. 

Dem widersprach das Gericht. Grundsätz-

lich ist von den im Kaufvertrag genannten 

Preisen auszugehen. Bestehen hieran sei-

tens des Finanzamts Zweifel, muss es 

nachweisen, inwieweit die Angemessen-

heit zu verneinen ist. Hierfür sind jedoch 

weder die amtlichen Abschreibungstabel-

len noch die Angaben auf einschlägigen 

Internet-Verkaufsplattformen als Ver-

gleichsmaßstab geeignet. 

 

Anschaffungsnahe Herstellungskos-
ten durch Beseitigung verdeckter 
Mängel nach Immobilienerwerb 

 

Auch unvermutete Aufwendungen für Re-

novierungsmaßnahmen nach dem Erwerb 

einer Immobilie führen bei Vorliegen der 

weiteren Voraussetzungen zu anschaf-

fungsnahen Herstellungskosten. 

Baumaßnahmen, die ein Immobiliener-

werber innerhalb von drei Jahren nach 

Anschaffung eines Objekts durchführt, füh-

ren regelmäßig zu Anschaffungskosten, 

wenn die Aufwendungen ohne Umsatz-

steuer mehr als 15 % des Gebäudewerts 

ausmachen (anschaffungsnahe Herstel-

lungskosten).2 Hierunter zählen auch Re-

novierungsmaßnahmen, die lediglich zur 

Beseitigung von durch vertragsmäßigen 

                                                           
2 § 6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG. 
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Gebrauch des Mieters verursachten Män-

geln bzw. zur Beseitigung verdeckter 

- d. h. im Zuge der Anschaffung verborgen 

gebliebener, jedoch bereits vorhandener - 

Mängel durchgeführt werden. 

Ausdrücklich nicht zu anschaffungsnahen 

Herstellungskosten führen lediglich Auf-

wendungen für Erweiterungen sowie Er-

haltungsarbeiten, die jährlich üblicher-

weise anfallen. 

Hinweis:  Kosten für Instandsetzungs-

maßnahmen zur Beseitigung eines Scha-

dens, der nachweislich erst nach dem Er-

werb des Objekts durch schuldhaftes 

Handeln eines Dritten am Gebäude verur-

sacht worden ist, unterliegen nicht der Re-

gelvermutung für das Vorliegen anschaf-

fungsnaher Herstellungskosten. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs1) 

 

Erforderliche Absicherung im  
Statusfeststellungsverfahren 

 

Wird der sozialversicherungsrechtliche 

Status eines Beschäftigten in einem Sta-

tusfeststellungsverfahren festgestellt, be-

ginnt die Versicherungspflicht grundsätz-

lich mit Aufnahme der Tätigkeit. 

Wird der Antrag auf Statusfeststellung in-

nerhalb eines Monats nach Aufnahme der 

Tätigkeit gestellt, kann der Beginn der 

Versicherungspflicht - bei Zustimmung des 

Beschäftigten - bis zum Zeitpunkt der Be-

                                                           
1 BFH, Urt. v. 13.03.2018, IX R 41/17, BFH/NV 2018, 

S. 1009, LEXinform 0951645. 

kanntgabe der Entscheidung aufgescho-

ben werden.2 Weitere Voraussetzung hier-

für ist, dass eine anderweitige Absiche-

rung vorliegt, die mindestens dem für die 

allgemeine Krankenversicherungspflicht 

geregelten Mindestschutzniveau in der 

privaten Krankenversicherung entspricht. 

Eine dem Krankengeld vergleichbare Ab-

sicherung gegen den krankheitsbedingten 

Ausfall von Arbeitsentgelt ist hingegen 

nicht notwendig. 

(Quelle: Urteil des Bundessozialgerichts3) 

 

Behandlung von Aufwendungen für 
Arbeitnehmer bei  

Betriebsveranstaltungen 
 

In vielen Unternehmen steht die Weih-

nachtsfeier am Ende des Jahrs vor der 

Tür. Bis zu zwei Betriebsveranstaltungen 

pro Jahr können für Mitarbeiter steuer- 

und sozialversicherungsfrei ausgerichtet 

werden.4 Dies gilt, soweit die Kosten den 

Betrag von 110 € je Betriebsveranstaltung 

und teilnehmendem Arbeitnehmer nicht 

übersteigen. Es handelt sich hierbei um 

einen Freibetrag. Wird die Wertgrenze 

überschritten, muss folglich nur der über-

steigende Teil versteuert werden. Darüber 

hinaus ist Folgendes zu beachten5: 

• Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, 

wenn es sich um eine Veranstaltung 

                                                           
2 § 7a Abs. 6 SGB IV. 
3 BSG, Urt. v. 07.06.2018, B 12 KR 17/17, LEXin-

form 0448301. 
4 § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a EStG. 
5 BMF, Schr. v 14.10.2015, IV C 5 - S 2332/15/10001, 

BStBl 2015 I, S. 832, LEXinform 5235734. 
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auf betrieblicher Ebene mit gesell-

schaftlichem Charakter handelt, z. B. 

Betriebsausflüge oder Weihnachtsfei-

ern. 

• Die Veranstaltung muss allen Angehö-

rigen des Betriebs, eines Teilbetriebs 

oder einer in sich geschlossenen be-

trieblichen Organisationseinheit (z. B. 

einer Abteilung) zugänglich sein. 

• Zuwendungen im Rahmen einer Be-

triebsveranstaltung sind alle Aufwen-

dungen des Arbeitgebers inklusive Um-

satzsteuer. Es spielt keine Rolle, ob die 

Aufwendungen einzelnen Arbeitneh-

mern individuell zurechenbar sind oder 

es sich um einen rechnerischen Anteil 

an den Kosten der Betriebsveranstal-

tung handelt, die der Arbeitgeber ge-

genüber Dritten für den äußeren Rah-

men der Betriebsveranstaltung aufwen-

det (z. B. Raummieten oder Kosten für 

einen Eventplaner; auch Kosten für Be-

gleitpersonen des Mitarbeiters müssen 

berücksichtigt werden). 

• Soweit solche Zuwendungen den Be-

trag von 110 € je Betriebsveranstaltung 

und teilnehmenden Arbeitnehmer nicht 

übersteigen, bleiben sie beim Arbeit-

nehmer steuerlich unberücksichtigt. 

• Übersteigen die Kosten je Betriebsver-

anstaltung den Freibetrag von 110 € 

und/oder nimmt ein Arbeitnehmer an 

mehr als zwei Betriebsveranstaltungen 

teil, sind die insoweit anfallenden zu-

sätzlichen Kosten steuerpflichtig. 

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn 

pauschal mit 25 % versteuern.1 Voraus-

setzung hierfür ist, dass die Veranstaltung 

allen Arbeitnehmern offensteht.2 Etwaige 

Geldgeschenke, die zwar im Rahmen ei-

ner Betriebsveranstaltung gemacht wer-

den, aber kein zweckgebundenes Zehr-

geld sind, unterliegen nicht der Pauscha-

lierungsmöglichkeit.3 

Hinweis:  Nach einem aktuellen Urteil des 

Finanzgerichts Köln4 gehen Absagen zur 

Weihnachtsfeier steuerlich nicht zulasten 

der feiernden Kollegen. Der Bundesfi-

nanzhof muss abschließend entscheiden. 

 

Verteilung der einmaligen Zuzah-
lung eines Arbeitnehmers zu den 

Anschaffungskosten eines zur  
Privatnutzung überlassenen  

betrieblichen Kfz 
 

Das Niedersächsische Finanzgericht5 hat 

entschieden, dass die einmalige Zuzah-

lung eines Arbeitnehmers zur Anschaffung 

eines ihm auch zur Privatnutzung überlas-

senen Dienstwagens gleichmäßig auf die 

Nutzungsdauer des Kraftfahrzeugs zu ver-

teilen ist. Die Zuzahlung mindere den mo-
                                                           
1 § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG. 
2 BFH, Urt. v. 15.01.2009, VI R 22/06, BStBl 2009 II, 

S. 476, LEXinform 0587467. 
3 BFH, Urt. v. 07.02.1997, VI R 3/96, BStBl 1997 II, 

S. 365, LEXinform 0141246. 
4 FG Köln, Urt. v. 27.06.2018, 3 K 870/17, (Rev. eingel., 

Az. BFH: VI R 31/18), LEXinform 0448612. 
5 Niedersächsisches FG, Urt. v. 16.04.2018, 9 K 162/17, 

(Rev. eingel., Az. BFH: VI R 18/18), EFG 2018, S. 1170, 
LEXinform 5021334; Niedersächsisches FG, 
Urt. v. 16.04.2018, 9 K 210/17, (Rev. eingel., 
Az. BFH: VI R 19/18). 
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natlichen geldwerten Vorteil, wenn zwi-

schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer die 

Dauer der Nutzungsüberlassung aus-

drücklich vereinbart wurde. 

Nach Auffassung der Finanzverwaltung 

kann die Zuzahlung im Zahlungsjahr auf 

den privaten Nutzungswert des Fahrzeugs 

angerechnet werden.1 Danach verbleiben-

de Zuzahlungsbeträge können entspre-

chend in den darauf folgenden Kalender-

jahren angerechnet werden. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 

entscheiden. 

 

Rundfunkbeitrag ist verfassungs-
gemäß, allerdings nicht bei  

Zweitwohnung 
 

Das Bundesverfassungsgericht2 hat die 

Rundfunkbeitragspflicht im privaten Be-

reich sowie für Betriebsstätteninhaber und 

Inhaber nicht ausschließlich privat genutz-

ter Kraftfahrzeuge im Wesentlichen für 

verfassungsgemäß erklärt. 

Mit dem Rundfunkbeitrag wird ein indivi-

dueller Vorteil abgegolten, der in der Mög-

lichkeit der Nutzung des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks besteht. Ob ein 

Bürger tatsächlich Rundfunkempfangsge-

räte bereithält bzw. diese tatsächlich nutzt, 

ist unerheblich. 

                                                           
1 R 8.1 Abs. 9 Nr. 4 Sätze 2, 3 LStR. 
2 BVerfG, Urt. v. 18.07.2018, 1 BvR 1675/16, 

1 BvR 745/17, 1 BvR 836/17, 1 BvR 981/17, LEXin-
form 0448496. 

Wohnungsinhaber, die schon für die Erst-

wohnung den Rundfunkbeitrag bezahlen, 

dürfen jedoch nicht noch einmal für die 

Zweitwohnung herangezogen werden. 

Das Rundfunkangebot kann von einer 

Person auch in mehreren Wohnungen zur 

gleichen Zeit nur einmal genutzt werden. 

Das Innehaben weiterer Wohnungen er-

höht den Vorteil der Möglichkeit zur priva-

ten Rundfunknutzung nicht. Dies gilt un-

abhängig davon, wie viele Personen in 

den jeweiligen Wohnungen zusammen-

wohnen. 

Bis zum 30. Juni 2020 muss eine gesetzli-

che Neuregelung erfolgen. Bis dahin sind 

Personen, die als Inhaber einer Wohnung 

ihrer Rundfunkbeitragspflicht nachkom-

men, auf Antrag von einer Beitragspflicht 

für weitere Wohnungen zu befreien. Be-

reits bestandskräftige Festsetzungsbe-

scheide bleiben davon jedoch unberührt. 
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Keine Angst vor der Verfahrensdokumentation 
 
 
 

 

I Worum es geht  
 

„Tax Compliance“ und „Tax Compliance 

Management Systeme“ wird zunehmend 

intensiver diskutiert. Diskutiert wird dabei 

grundsätzlich nicht mehr, ob derartige 

Systeme eingeführt werden sollen, son-

dern wie eine Integration in die laufende 

Struktur des Unternehmens gelingen 

kann. Ein Teil eines Tax Compliance Sys-

tems bildet die sogenannte „Verfahrens-

dokumentation“, welche den vollständigen 

Buchhaltungsprozess schriftlich nachbildet 

und dokumentiert.  

Das Fehlen einer solchen Verfahrensdo-

kumentation kann u. U. unliebsame Kon-

sequenzen nach sich ziehen, die bis zur 

Verwerfung der Buchführung und zur 

Schätzung der Besteuerungsgrundlagen 

führen können. So prüft die Finanzverwal-

tung regelmäßig im Rahmen von Be-

triebsprüfungen, ob Unternehmen ord-

nungsgemäß Bücher führen. Nach Ansicht 

der Finanzverwaltung ist nach den GoBD 

für die Prüfung der Nachvollziehbarkeit 

und Nachprüfbarkeit der Buchführung eine 

aussagefähige und aktuelle Verfahrensdo-

kumentation erforderlich, welche alle Sys-

tem- bzw. Verfahrensänderungen inhalt-

lich und zeitlich lückenlos dokumentiert. 

Sie muss so beschaffen sein, dass sich 

ein sachverständiger Dritter, gemeint sind 

insbesondere die Prüfungsdienste der  

Finanzverwaltung, innerhalb einer ange-

messenen Zeit einen Überblick über die 

Geschäftsprozesse des Unternehmens 

verschaffen kann.  

 

II. Was verlangt die Finanz-
verwaltung? 

 

Mit Schreiben vom 14.11.2014 (BMF 

v. 14.11.2014, BStBl I 2014, S. 1450) ver-

öffentlichte die Finanzverwaltung die 

„Grundsätze zur ordnungsmäßigen Füh-

rung und Aufbewahrung von Büchern, 

Aufzeichnungen und Unterlagen in elek-

tronischer Form sowie zum Datenzugriff 

(GoBD)“. Die Finanzverwaltung legt hierin 

fest, welche Anforderungen an die Buch-

führung zu stellen sind, sofern im Rahmen 

des Buchhaltungsprozesses auf IT-

gestützte Systeme – sprich ein EDV-

basiertes Buchhaltungssystem – zurück-

gegriffen wird.  

Das BMF-Schreiben ist jedoch nicht in der 

Weise zu verstehen, als handele es sich 

dabei um einen eigenen Buchhaltungs-

standard. Die Pflicht zur Führung ord-
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nungsmäßiger Bücher ergibt sich grund-

sätzlich – gegebenenfalls erweitert um 

steuerspezifische Aufzeichnungs- und 

Aufbewahrungspflichten nach §§ 145 ff. 

AO – aus dem Handelsgesetzbuch (HGB). 

Die dabei aus dem HGB folgenden 

Grundsätze, wie bspw. die Klarheit und 

Übersichtlichkeit, die Nachvollziehbarkeit 

und Nachprüfbarkeit oder die Vollständig-

keit der Buchführung, werden durch das 

BMF-Schreiben letztendlich interpretiert, 

konkretisiert und auf die Fälle übertragen, 

in denen die Buchhaltung mithilfe EDV-

gestützter Systeme geführt wird.  

Um sicherzustellen, dass die Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung eingehal-

ten werden und um den Buchführungspro-

zess im Rahmen einer Betriebsprüfung 

nachvollziehen und überprüfen zu können, 

sieht das BMF-Schreiben die Anfertigung 

einer Verfahrensdokumentation vor (BMF, 

Schreiben vom 14.11.2014, Rz. 150). Aus 

der Verfahrensdokumentation sollen der 

Inhalt, der Aufbau, der Ablauf und die Er-

gebnisse des DV-Verfahrens vollständig 

und schlüssig ersichtlich sein. Vereinfacht 

ausgedrückt handelt es sich um ein Hand-

buch, in dem der Buchhaltungsprozess 

von dem Eingang oder der Erzeugung  

eines Belegs, über dessen Verbuchung 

bis hin zur Ablage im Papierordner oder 

der Archivierung im EDV-System vollstän-

dig und lückenlos beschrieben ist.  

Bereits im BMF-Schreiben über die 

Grundsätze ordnungsmäßiger DV-

gestützter Buchführungssysteme (GoBS) 

aus dem Jahr 1995 sah die Finanzverwal-

tung die Anfertigung einer entsprechenden 

Verfahrensdokumentation vor. Im Ver-

gleich zu dem damaligen Schreiben regelt 

das geltende BMF-Schreiben detaillierter, 

welchen Umfang die Verfahrensdokumen-

tation vorzuweisen hat. Daneben gewinnt 

das Thema aufgrund der zunehmenden 

Komplexität der IT-Strukturen und dem  

darin eingebundenen Buchhaltungspro-

zess an Bedeutung. Die Verfahrensdoku-

mentation ermöglicht es der Finanzverwal-

tung, sich im Zuge einer Betriebsprüfung 

ein Bild über die Abläufe zu machen und 

mögliche Schwachstellen, die den gefor-

derten Aufzeichnungs- oder Aufbewah-

rungspflichten zuwiderlaufen, aufzude-

cken. Sofern vorhandene Mängel 

gravierend sind, kann die Finanzverwal-

tung die Buchhaltung für nicht ordnungs-

gemäß befinden und die Besteuerungs-

grundlagen schätzen. Hinzu tritt der 

Umstand, dass das BMF-Schreiben für  

alle Zeiträume anzuwenden ist, die nach 

dem 31.12.2014 beginnen. Angesetzte 

Betriebsprüfungen, welche die Zeiträume 

2015, 2016 und 2017 umfassen, werden 

das Thema der ordnungsmäßigen Buch-

führung u. U. verstärkt aufgreifen und an-

gehen. 
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III. Wie sieht eine Verfahrens-
dokumentation konkret aus? 

 

Nach der Definition der Finanzverwaltung 

beschreibt die Verfahrensdokumentation 

den organisatorisch und technisch gewoll-

ten Prozess, zum Beispiel bei elektroni-

schen Dokumenten von der Entstehung 

der Information über die Indizierung, Ver-

arbeitung und Speicherung, dem eindeuti-

gen Wiederfinden und der maschinellen 

Auswertbarkeit, der Absicherung gegen 

Verlust und Verfälschung und der Repro-

duktion (BMF, Schreiben vom 14.11.2014, 

Rz. 152). Regelmäßig besteht sie dabei 

aus einer allgemeinen Beschreibung, einer 

Anwenderdokumentation, einer techni-

schen Systemdokumentation und einer 

Betriebsdokumentation (BMF, Schreiben 

vom 14.11.2014, Rz. 153). Was unter den 

einzelnen Punkten zu verstehen ist, bleibt 

hingegen in dem BMF-Schreiben unbe-

antwortet. Unter Rückgriff auf die Verlaut-

barung des Instituts der Wirtschaftsprüfer 

zu den Grundsätzen ordnungsmäßiger 

Buchführung bei Einsatz von Informations-

technologie vom 24.09.2002 (IDW RS 

FAIT 1) lassen sich die einzelnen Baustei-

ne wie folgt definieren: 

Die allgemeine Beschreibung gibt Aus-

kunft über die allgemeine Organisation 

des Unternehmens, z. B. Aufbauorganisa-

tion, Rollen, Zuständigkeiten, Verantwort-

lichkeiten, die Aufgabenbereiche, und Un-

ternehmensprozesse, z. B. Ablauforga-

nisation. Die Anwenderdokumentation, 

stellt Informationen zur Verfügung, die  

erforderlich sind, um ein DV-System sach-

gerecht zu bedienen. Das können bspw. 

Arbeitsanweisungen, Bedienungsanleitun-

gen oder Benutzerhandbücher sein. Die 

technische Systemdokumentation beinhal-

tet eine technische Übersicht der DV-

Anwendung. Sie bildet das Fundament für 

die Einrichtung eines sicheren und geord-

neten DV-Betriebs sowie für die Wartung 

der DV-Anwendung durch den Programm-

ersteller. Die Betriebsdokumentation dient 

einerseits der Erläuterung und Dokumen-

tation der Unternehmensprozesse aus  

organisatorischer Sicht und andererseits 

der ordnungsgemäßen Anwendung der 

DV-Systeme. Die Betriebsdokumentation 

betrifft u. a. das Datensicherungsverfah-

ren, die Verarbeitungsnachweise und die 

Zugangsberechtigungen. 

 

IV. Unser Tipp zur Einführung in Ih-
rem Unternehmen 

 

Bei dem BMF-Schreiben handelt es sich 

zwar „nur“ um eine Verwaltungsanwei-

sung, aus der für den Steuerpflichtigen 

keine Verpflichtungen erwachsen. Die 

Sichtweise der Finanzverwaltung wird 

hierdurch aber deutlich. Für die Prüfung, 

ob eine ordnungsmäßige Buchführung 

vorliegt, ist eine aussagefähige und aktuel-

le Verfahrensdokumentation notwendig, 

die alle System- bzw. Verfahrensänderun-

gen inhaltlich und lückenlos dokumentiert. 
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Die Dokumentation kann bspw. aus einer 

einen Rahmen bildenden Erläuterung zu 

den einzelnen Punkten bestehen, die dann 

selbst wiederum auf andere Dokumente 

(bspw. Anwenderhandbücher) verweist. 

Wir verfügen hier über standardisierte 

Muster, die an die unternehmensindividu-

ellen Gegebenheiten angepasst werden.  

Abschließend sei aber mit allem Nach-

druck darauf hingewiesen, dass das reine 

Fehlen einer Verfahrensdokumentation 

selbst nicht zum Verwerfen der Buchhal-

tung führen darf, sofern sie auch ohne  

eine entsprechende, schriftliche Dokumen-

tation nachvollzieh- und nachprüfbar ist. 

Bei Streitigkeiten mit dem Finanzamt, die 

auf einer fehlenden Verfahrensdokumen-

tation beruhen, sollte daher darauf hinge-

wirkt werden, dass die Finanzverwaltung 

dennoch die Einhaltung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung anerkennt. 

Selbstverständlich unterstützen wir sie 

auch hierbei. 
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Legal Compliance – 
Bedeutung und Tragweite eines funktionierenden 

Compliance-Systems 
 
 
 

 

I. Was bedeutet „Compliance“? 
 

Das Schlagwort „Compliance“ steht für ei-

ne Thematik, die praktisch jedes Unter-

nehmen betrifft. Gleichwohl ist der Begriff 

recht abstrakt und daher nicht leicht zu 

konkretisieren. Aus diesem Grund wird 

nicht selten die Frage aufgeworfen: Was 

genau verbirgt sich hinter dem Schlagwort 

„Compliance“?  

Das englische Wort „Compliance“ be-

zeichnet die Einhaltung und Beachtung 

von (rechtlichen) Vorschriften. Daher lässt 

sich der Begriff „Compliance“ am ehesten 

mit Regeltreue bzw. Regelkonformität 

übersetzen. Bei dem Thema „Legal Com-

pliance“ geht es also um die Einhaltung 

von Richtlinien und Gesetzen, um Regel-

verstöße schon im Vorfeld zu vermeiden 

und so eine mögliche Haftung des Unter-

nehmens zu verhindern. 

Der Bereich „Legal Compliance“ verdient 

aber noch unter einem weiteren Aspekt 

Beachtung. Denn durch ein funktionieren-

des „Compliance-System“ lassen sich 

nicht nur Regelverstöße frühzeitig erken-

nen bzw. bestenfalls verhindern („Früh-

warnsystem“), sondern auch eine poten-

tielle Haftung des Unternehmens sub-

stantiell verringern, sofern es doch ein-

mal zu einem Regelverstoß kommt. Nach 

der Rechtsprechung kommt ein geeigne-

tes „Compliance-System“ dem Unter-

nehmen nämlich dergestalt zugute, dass 

im Falle eines Regelverstoßes haf-

tungsmildernd zu berücksichtigen ist, 

dass das Unternehmen durch geeignete 

Compliance-Maßnahmen versucht hat, 

Verstöße möglichst zu vermeiden (vgl. 

BGH, Urteil vom 09.05.2017 – 1 StR 

265/16). Sich nicht oder nur unzu-

reichend mit dem Thema Compliance zu 

beschäftigen, stellt daher ein erhebliches 

Risiko für das betreffende Unternehmen 

dar.  

Erfahrungsgemäß existieren in jedem 

Unternehmen verschiedene Bereiche, 

welche - je nach Branche - unterschied-

lich „anfällig“ sind für haftungsauslösen-

de Rechtsverstöße. Insbesondere im ar-

beitsrechtlichen, kartellrechtlichen oder 

datenschutzrechtlichen Bereich, aber 

auch bei den Themen Korruptionsprä-

vention oder Geldwäschegesetz besteht 
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daher regelmäßig konkreter Handlungs-

bedarf. 

 

II. Warum ist „Legal Compliance“ für 
mein Unternehmen so wichtig? 

 

Grundsätzlich gilt, dass ein Unternehmen 

für Regelverstöße seiner Mitarbeiter haf-

tet, sofern die Verstöße in einem sachli-

chen Zusammenhang zu der betrieblichen 

Tätigkeit des Mitarbeiters stehen. Sofern 

dies der Fall ist, werden die Verstöße des 

Mitarbeiters dem Unternehmen zugerech-

net und es drohen teils empfindliche Buß-

gelder für das Unternehmen. Insbesonde-

re die jüngsten Ereignisse in der sog. 

„Dieselaffäre“ zeigen, dass nicht nur Buß-

gelder, sondern sogar Haftstrafen ernstlich 

zu befürchten sind. Dabei sind nicht nur 

große Konzerne und Unternehmen, die in 

der Öffentlichkeit stehen, betroffen. Auch 

kleine und mittelständische Unternehmen 

geraten mehr und mehr in den Fokus der 

Aufsichtsbehörden. Im Bereich des Daten-

schutzrechts können die Behörden bei 

Verstößen beispielsweise bis zu 20 Millio-

nen Euro oder bis zu 4 % des weltweit er-

zielten Jahresumsatzes als Geldbuße ver-

hängen. Auch bei Verstößen gegen das 

Geldwäschegesetz oder gegen arbeits-

rechtsrechtliche Bestimmungen drohen 

empfindliche Sanktionen. Im Bereich des 

Kartellrechts steigen die Bußgelder von 

Jahr zu Jahr in teils schwindelerregende 

Milliardenhöhe.  

Das Thema „Legal Compliance“ verdient 

vor diesem Hintergrund in jedem Unter-

nehmen Beachtung. Nicht zuletzt des-

halb, weil mit den verhängten Geldbußen 

regelmäßig Reputationsschäden und 

Umsatzeinbußen einhergehen.  

 

III. Welche Compliance Maßnah-
men benötigt mein Unternehmen? 

 

Wie ein funktionierendes „Compliance-

System“ ausgestaltet sein muss, hängt in 

erster Linie von dem jeweiligen Unter-

nehmen ab. Dabei spielen neben der 

Branche, in der sich das Unternehmen 

bewegt, eine Vielzahl von Faktoren eine 

gewichtige Rolle, insbesondere auch, ob 

es bereits in der Vergangenheit zu Re-

gelverstößen gekommen ist und ob in 

den verschiedenen Rechtsbereichen be-

reits Kontrollmechanismen existieren.  

Eine allgemeine Antwort auf die Frage, 

welche Compliance-Maßnahmen für das 

betreffende Unternehmen als sinnvoll er-

scheinen, gibt es daher nicht. Vielmehr 

lässt sich diese Frage vernünftigerweise 

erst nach einer entsprechenden Risiko-

analyse beantworten. Denn zum einen 

sollten für „haftungsanfällige“ Bereiche 

bevorzugt geeignete Compliance Maß-

nahmen im Unternehmen implementiert 

werden, zum anderen benötigt nahezu 

jedes Unternehmen branchenspezifische 

und passgenaue Compliance Module. 
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IV. Unser Tipp 
 

Um den immensen Haftungsrisiken im Un-

ternehmen angemessen zu begegnen, 

empfiehlt sich eine „maßgeschneiderte“ 

Compliance-Lösung nach vorheriger Risi-

koanalyse. Denn weder eine Unter- noch 

eine Überversorgung erscheinen in die-

sem Bereich erstrebenswert. Dies gilt um-

so mehr vor dem Hintergrund, dass durch 

die zunehmende Verrechtlichung der Be-

reich der „Legal Compliance“ für Unter-

nehmen mehr und mehr zur Haftungsfalle 

wird.  

Ein geeignetes „Compliance System“ 

hingegen beugt Rechtsverstößen vor, 

entlastet das Unternehmen und schafft 

auf diese Weise einen echten Mehrwert. 

Wir unterstützen Sie sowohl bei einer Ri-

sikoanalyse als auch bei der Implemen-

tierung (und Kontrolle) eines für Ihr Un-

ternehmen passgenauen Compliance-

Systems. Nutzen Sie unsere Expertise 

und sprechen Sie uns an.  
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Tax Compliance Management System – 
Mehr als nur eine Modeerscheinung 

 
Optimierung unternehmensinterner Prozesse, Senkung von Steuerrisiken und 

Entfaltung einer straf- und bußgeldbefreienden Indi zwirkung 
 
 
 

 

I. Worum geht es eigentlich? 
 

Der Begriff „Tax Compliance Management 

System“ (Tax CMS) ist in aller Munde. 

Dabei ist „Tax Compliance“ nicht neu. Ein 

Steuerpflichtiger, der sich jedes Jahr zur 

selben Zeit motiviert, Belege und relevante 

Unterlagen für die jährliche Steuererklä-

rung aktualisiert, sie vorsortiert, auf Voll-

ständigkeit kontrolliert, in einem Ordner 

strukturiert und die Erstellung der Erklä-

rung anschließend – bspw. zum 01.09. 

eines jeden Jahres – an seinen steuerli-

chen Berater delegiert, folgt bereits einem 

„Tax Compliance Management System“. 

An Dynamik und Bedeutung gewann das 

Thema nun jedoch aufgrund einer Ände-

rung einer Verwaltungsanweisung zu 

§ 153 AO. § 153 AO beinhaltet u. a. die 

Pflicht des Steuerpflichtigen, eine unrichti-

ge oder unvollständige Steuererklärung 

unverzüglich richtig zu stellen, sofern die 

fehlerhafte Erklärung zu einer Verkürzung 

von Steuern führen kann oder bereits ge-

führt hat.  

Ein Steuerpflichtiger, der eine Berichtigung 

einer solchen fehlerhaften Steuererklärung 

vornimmt, läuft jedoch Gefahr, dem Vor-

wurf ausgesetzt zu werden, der ursprüng-

liche Fehler sei seinerzeit leichtfertig oder 

gar vorsätzlich begangen worden. In die-

sem Fall stünde eine leichtfertige Steuer-

verkürzung oder Steuerhinterziehung im 

Raum.  

Dabei sind die Gründe, die zu einer nach-

träglichen Korrektur führen können, man-

nigfaltig und in Teilen auch der fortwäh-

rend zunehmenden Komplexität der Steu-

ergesetze geschuldet. Es ist daher be-

deutsam, einen Nachweis führen zu kön-

nen, der gegen das Vorliegen einer Leicht-

fertigkeit oder eines Vorsatzes spricht. Vor 

diesem Hintergrund wurde mit Schreiben 

vom 23.05.2016 der Anwendungserlass zu 

§ 153 der Abgabenordnung (AO) durch die 

Finanzverwaltung um einen bedeutenden 

Passus bereichert. Die Ergänzung lautet 

dergestalt, dass im Falle einer nachträgli-

chen Berichtigung einer Steuererklärung 

das Vorliegen eines innerbetrieblichen 

Kontrollsystems, das der Erfüllung der 

steuerlichen Pflichten diene, ein Indiz dar-

stellen könne, dass der zur Berichtigung 
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der Erklärung führende, ursprüngliche 

Fehler seinerzeit nicht vorsätzlich oder 

leichtfertig begangen worden sei. Weist 

der Steuerpflichtige somit ein steuerbezo-

genes innerbetriebliches Kontrollsystem 

vor, können sich die im Zusammenhang 

mit einer Berichtigungserklärung darge-

stellten steuerstraf- und bußgeldrechtli-

chen Risiken reduzieren lassen, da der 

Steuerpflichtige hierdurch den Willen do-

kumentiert, die ihn betreffenden steuerli-

chen Vorschriften zu befolgen. Er ist sozu-

sagen „tax compliant“.  

Hinsichtlich der Ausgestaltung eines aus 

ihrer Sicht wirksamen innerbetrieblichen 

Kontrollsystems hüllt sich die Finanzver-

waltung jedoch in Schweigen. Nachfol-

gender Beitrag versucht daher, Licht ins 

Dunkle zu bringen, eine mögliche Ausge-

staltung eines solchen Systems aufzuzei-

gen und weitere bedeutende Vorteile, die 

mit der Einführung eines solchen Systems 

verbunden sind, dazustellen. Im Fokus 

des Beitrags steht der Unternehmer, der 

sich regelmäßig mit einer Vielzahl von 

steuerlichen Regeln konfrontiert sieht.  

 

II. Was ist Tax Compliance genau? 
 

Tax Compliance bezeichnet die Einhaltung 

steuerlicher Regeln und Pflichten. Hierun-

ter sind sowohl gesetzliche Bestimmungen 

(bspw. das UStG, das EStG, das KStG 

oder die AO) als auch eigene Richtlinien 

(z. B. eine unternehmensinterne Steuer-

richtlinie) zu verstehen. Der Umfang der 

zu befolgenden Vorschriften ist dabei von 

einer Vielzahl von Faktoren abhängig. Ei-

ne pauschale Nennung ist nicht möglich. 

Einfluss nehmen bspw. die Rechtsform 

oder die Größe eines Unternehmens. Da-

neben ist gleichfalls entscheidend, ob sich 

die unternehmerischen Aktivitäten nur auf 

das Inland beschränken oder darüber hin-

ausgehen. So kann bspw. das Halten ei-

ner Beteiligung an einer im Ausland an-

sässigen Tochtergesellschaft mit dem 

Einhalten weiterer Vorschriften als bei Vor-

liegen einer reinen Inlandsbeteiligung ein 

hergehen.  

Verantwortlich für die Befolgung der Re-

geln, insbesondere der gesetzlichen Vor-

gaben, ist der Steuerpflichtige (§ 33 AO). 

Im Falle eines Einzelunternehmens ist 

dies der Betriebsinhaber. Ist der Steuer-

pflichtige hingegen eine juristische Person, 

bspw. eine Kapitalgesellschaft, trifft die 

Verpflichtung die gesetzlichen Vertreter, 

z. B. den Geschäftsführer einer GmbH 

oder den Vorstand einer AG (§ 34 Abs. 1 

Satz 1 AO).  

 

III. Um welche Pflichten geht es? 
 

Wird eine Auswahl von Vorschriften aus 

den rund 30 Einzelsteuergesetzen – steu-

errelevante Verordnungen und Richtlinien 

der EU, bi- und multilaterale Abkommen, 

Durchführungsverordnungen, Erlasse und 

Richtlinie außen vor – getroffen, können 
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zunächst einmal die allgemeinen Pflichten 

herangezogen werden, die sich aus dem 

Steuerverhältnis ergeben und jedweden 

Steuerpflichtigen treffen. So ist bspw.  

jeder Steuerpflichtige verpflichtet, eine 

Steuererklärung rechtzeitig und vollständig 

abzugeben, sofern er einen steuererhebli-

chen Sachverhalt verwirklicht und die 

Steuergesetze die Abgabe einer entspre-

chenden Erklärung vorsehen (§ 149 AO). 

Bei der Abgabe der Erklärung ist stets 

darauf zu achten, dass die Angaben 

wahrheitsgemäß nach bestem Wissen und 

Gewissen gemacht werden (§ 150 Abs. 2 

AO).  

Überdies werden vom Steuerpflichtigen 

umfangreiche Mitwirkungspflichten gefor-

dert. Sie finden zunächst ihren Ausdruck 

darin, dass die für die Besteuerung erheb-

lichen Tatsachen vollständig und wahr-

heitsgemäß offen zu legen sind (§ 90 

Abs. 1 AO). Weisen dazu verwirklichte 

Vorgänge einen Bezug zum Ausland auf, 

werden die zuvor genannten Mitwirkungs-

pflichten deutlich erweitert. Es sind dann 

u. a. die Empfänger von Zahlungen zu 

benennen oder Beweismittel zu beschaf-

fen (§ 90 Abs. 2 AO). Bestehen zudem 

Geschäftsbeziehungen zu einer im Aus-

land ansässigen Tochtergesellschaft oder 

wird eine ausländische Betriebsstätte un-

terhalten, werden zusätzlich umfangreiche 

Dokumentationen notwendig. So sind hier-

für zunächst die vertraglichen Beziehun-

gen allgemein zu skizzieren und anschlie-

ßend die Kalkulationsgrundlage der ver-

einbarten Preise zu erläutern (§ 90 Abs. 3 

AO).  

Mit Blick auf die Ermittlung des Gewinns 

fordert der Gesetzgeber gleichfalls um-

fangreiche Buchführungs-, Aufzeich-

nungspflichten und Aufbewahrungspflich-

ten. Diese treten, sofern bereits eine 

Pflicht zur Führung ordnungsmäßiger Bü-

cher aus dem HGB folgt, neben die han-

delsrechtlichen Bestimmungen und erwei-

tern diese sogar. So wird bspw. seit ca. 

zwei Jahren unter bestimmten Umständen 

eine vollständige, schriftliche Dokumenta-

tion – vom Eingang des Beleges im Unter-

nehmen bis zur Ablage im Ordner nach 

dessen Verbuchung im System – des 

Buchführungsprozesses gefordert. Schlag-

wörter, die in diesem Zusammenhang fal-

len, sind die sogenannten „GoBD“ oder die 

„Verfahrensdokumentation“ (siehe den 

Steuertipp in dieser Ausgabe). 

Wird daneben ein Blick auf das Umsatz-

steuerrecht geworfen, so zeigt sich auch 

hier, neben der Komplexität der Materie an 

sich, eine unüberschaubare Anzahl von 

formellen Anforderungen, wie bspw. die 

hohen Ansprüche an eine ordnungsgemä-

ße Rechnung oder die zu führenden Buch- 

und Belegnachweise im grenzüberschrei-

tenden Warenverkehr. Die möglichen Feh-

lerquellen sind unerschöpflich. Herausfor-

dernd kommen zudem die starken europa-

rechtlichen Einflüsse hinzu, welche die 
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Grundlage und die Triebfeder der nationa-

len Vorschriften und Verwaltungsanwei-

sungen, wie dem UStG, der UStDV oder 

dem UStAE, bilden. 

Eine Fülle von Risiken bergen ferner der 

Bereich der Lohnsteuer und die damit ver-

bundene Pflicht des Arbeitgebers, die 

Lohnsteuer einzubehalten und an das  

Finanzamt abzuführen. Dabei ist die kor-

rekte Erstellung der monatlichen Lohn- 

und Gehaltsabrechnung und Versteuerung 

nur der letzte Schritt. Schwierigkeiten be-

reiten vielmehr die zutreffende Erfassung 

aller lohnsteuerrelevanten Vorgänge. Zu 

denken ist bspw. an die zutreffende Be-

steuerung von Dienstwagen, Reisekosten, 

Veranstaltungen, Geschenken oder sons-

tigen, gewährten Vorteile, z. B. in Form 

von Preisnachlässen auf Produkte oder 

der Ausgabe von Essensmarken. Dabei 

müssen die zu erfassenden und nicht mo-

netären Leistungen und Zuwendungen 

nicht zwingend vom Arbeitgeber stammen. 

Auch bei von Dritten an den Arbeitnehmer 

gewährten Vorteilen ist der Arbeitgeber für 

die zutreffende Lohnversteuerung verant-

wortlich. Die Herausforderung besteht da-

her in der Erfassung der vielfältigen in Be-

tracht kommenden Vorgänge. Schwierig-

keiten kann auch die Frage bereiten, ob 

Personen, von denen das Unternehmen 

Dienstleistungen bezieht – bspw. Freelan-

cern – lohnsteuerlich nicht als Arbeitneh-

mer einzustufen und somit gleichfalls als 

Arbeitnehmer mit allen daraus für das Un-

ternehmen folgenden Pflichten zu behan-

deln sind. Diese Fälle werden auch unter 

dem Begriff der Scheinselbständigkeit 

verortet. 

 

IV. Was sind die möglichen Folgen 
von Pflichtverletzungen  

 

Mangelnde Tax Compliance und Verstöße 

gegen die einschlägigen Vorschriften kön-

nen mit erheblichen Sanktionen und nega-

tiven Folgen verbunden sein. Unterschie-

den werden kann hierbei nach den Instru-

menten, die der Finanzverwaltung zur Ver-

fügung stehen und den Folgen, die dar-

über hinaus und ohne Eingriff der Steuer-

behörden erwachsen und das Unterneh-

men treffen können. 

Kommt der Steuerpflichtige bspw. seiner 

Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung 

nicht oder nicht fristgemäß nach, kann ein 

Verspätungszuschlag festgesetzt werden 

(§ 152 Abs. 1 Satz 1 AO). Dieser kann bis 

zu € 25.000 betragen. 

Werden bspw. die zuvor beschriebenen 

Mitwirkungs- und Dokumentationspflichten 

nach § 90 Abs. 3 AO im Zusammenhang 

mit Vorgängen verletzt, die einen grenz-

überschreitenden Bezug aufweisen, kann 

der Fiskus die Besteuerungsgrundlagen 

schätzen oder eine Bandbreite möglicher 

Verrechnungspreise bei Transaktionen zu 

Ungunsten des Steuerpflichtigen auslegen 

(§ 162 Abs. 2 und Abs. 3 AO). Darüber 

hinaus können Zuschläge vorgenommen 
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werden, die sich auf bis zu € 1.000.000 

belaufen können (§ 162 Abs. 4 AO).  

Eine Schätzung ist gleichfalls vorzuneh-

men, wenn der Steuerpflichtige die Anfor-

derungen an eine ordnungsgemäße Buch-

führung – auch u. U. unter Beachtung der 

GoBD – nicht einhält und das Finanzamt 

hierdurch nicht in der Lage ist, die Besteu-

erungsgrundlagen zu ermitteln. In diesen 

Fällen kann die Buchhaltung verworfen 

und der der Besteuerung zu unterwerfen-

de Gewinn geschätzt werden. 

Im Bereich der Umsatzsteuer muss einer-

seits zwischen der nachträglichen Zahlung 

der Umsatzsteuer, sofern ein Sachverhalt 

im Vorfeld fehlerhaft – bspw. eine steuer-

pflichtige als steuerfreie Lieferung – beur-

teilt wurde, oder der Versagung des Vor-

steuerabzugs aufgrund einer nicht ord-

nungsgemäßen Eingangsrechnung auf der 

einen Seite und den hinzutretenden Buß-

geld- und Haftungstatbeständen auf der 

anderen Seite unterschieden werden. Bri-

sanz birgt der erste Fall, da eine Fehlbeur-

teilung möglicherweise erst im Rahmen 

einer Betriebsprüfung festgestellt und da-

her einen Zeitraum von mehreren Jahren 

umfassen kann. Das Risiko wird zudem 

durch den Umstand verstärkt, dass die 

Vorgänge der Rechnungserstellung mit 

der fortschreitenden Digitalisierung zuse-

hends automatisiert sind. Falsch hinterleg-

te Schlüssel oder Kennzeichen im ERP-

System des Unternehmens können daher 

eine Vielzahl von Geschäftsvorfällen und 

somit ein hohes Umsatzvolumen betreffen. 

Die Summe einer möglichen Umsatzsteu-

ernachzahlung kann in solchen Fällen 

existenzbedrohende Ausmaße annehmen.  

Eine mit einem Bußgeld belegbare Ord-

nungswidrigkeit begeht ein Unternehmer 

auch, der bspw. Rechnungen nicht oder 

nicht rechtzeitig ausstellt (§ 26a Abs. 1 

Nr. 1 UStG), über einen Zeitraum von 

zehn Jahren Rechnungen nicht aufbe-

wahrt (§ 26a Abs. 1 Nr. 2 UStG), der Ver-

pflichtung, eine Zusammenfassende Mel-

dung abzugeben, nicht folgt (§ 26a Abs. 1 

Nr. 5 UStG) oder die in seinen Rechnun-

gen ausgewiesene Umsatzsteuer nicht 

oder nicht rechtzeitig an das Finanzamt 

entrichtet (§ 26b Abs. 1 UStG). Die Geld-

buße kann jeweils bis zu € 50.000 betra-

gen.  

Daneben kann der Unternehmer für die in 

einer an ihn gestellten Rechnung ausge-

wiesene Umsatzsteuer haften (§ 25d 

UStG). Die Haftungsinanspruchnahme tritt 

bspw. in den Fällen auf, in denen der Un-

ternehmer in ein Umsatzsteuerkarussell 

involviert ist und nach der Sorgfalt eines 

ordentlichen Kaufmanns hätte Kenntnis 

davon haben müssen, dass die in der 

Rechnung ausgewiesene Umsatzsteuer 

u. a. nicht an das Finanzamt entrichtet 

wurde. 

Im Bereich der Lohnsteuer können die 

Nichteinhaltung der einschlägigen Regeln 
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zu einer Nachzahlung von Lohnsteuer, 

Solidaritätszuschlag und u. U. Kirchen-

steuer sowie Beiträgen zu den Sozialkas-

sen in nicht unempfindlicher Höhe führen. 

Die Nachforderungen trägt dabei nicht der 

Arbeitnehmer, sondern der Arbeitgeber.  

Neben den beschriebenen Sanktionsmög-

lichkeiten sowie Bußgeld- und Haftungs-

tatbeständen, die das Unternehmen selbst 

treffen, sei noch auf die persönliche Haf-

tung der gesetzlichen Vertreter hingewie-

sen. So haften sie bspw., wenn Ansprüche 

aus dem Steuerschuldverhältnis infolge 

einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 

Pflichtverletzung nicht oder nicht rechtzei-

tig festgesetzt werden können (§ 69 Abs. 1 

AO). 

Neben den Folgen und Sanktionen, die 

sich im Zuge einer Pflichtverletzung unmit-

telbar aus den Steuergesetzen ableiten, 

können sich darüber hinaus weitere nega-

tive Auswirkungen ergeben, die neben die 

bereits angesprochenen steuerrechtlichen 

Maßnahmen treten. In Betracht kommen 

hier bspw. die Verbandgeldbuße (§ 30 

OWiG) oder die Verhängung von Bußgel-

dern infolge einer Aufsichtspflichtverlet-

zung nach § 130 OWiG. Bei dem Ziel, ein 

Mehrergebnis für den Fiskus zu erzielen, 

können diese Instrumente und Möglichkei-

ten durch die Finanzbehörden in Erwä-

gung gezogen werden, was mit zuneh-

mender Regelmäßigkeit auch geschieht. 

Treffen die Verbandsgeldbuße das Unter-

nehmen selbst, ist Adressat der Aufsichts-

pflichtverletzung der seine Aufsichtspflich-

ten verletzende Mitarbeiter des Unterneh-

mens. Das Bußgeld kann bei der Ver-

bandsgeldbuße bis zu € 10.000.000 und 

bei einer Aufsichtspflichtverletzung bis zu 

€ 1.000.000 betragen. Die beschriebenen 

Maßnahmen setzen dabei stets eine An-

knüpfungstat voraus, die in beiden Fällen 

eine Steuerhinterziehung (§ 370 AO) oder 

leichtfertige Steuerverkürzung (§ 378 AO) 

sein kann. Wie eingangs beschrieben, 

sollen die Voraussetzungen der Steuerhin-

terziehung wie auch die leichtfertige Steu-

erverkürzung insbesondere durch ein Tax 

CMS widerlegt werden können. 

Abschließend sei auch auf die mit einem 

steuerlichen Fehlverhalten verbundenen 

Reputationsschäden bei Mitarbeitern, 

Kunden, Lieferanten und Kreditgebern 

verwiesen. Der Reputationsverlust kann 

das Vertrauen in das Unternehmen nach-

haltig belasten und Geschäftsbeziehungen 

langfristig stören. 

 

V. Wie sieht ein Tax CMS aus? 
 

Um den vielfältigen steuerlichen Pflichten 

gerecht zu werden, Risiken eines straf- 

und bußgeldbewährten Fehlverhaltens zu 

minimieren und – sofern Fehler unterlau-

fen, die zu einer Berichtigung einer Steu-

ererklärung oder -anmeldung führen – 

nicht Gefahr zu laufen, mit dem Vorwurf 

eines Vorsatzes oder einer groben Fahr-
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lässigkeit konfrontiert zu werden, sollte die 

Implementierung eines Tax CMS in Erwä-

gung gezogen werden. Für ein Unterneh-

men stellt sich sodann die Frage, was ge-

tan werden muss, um eine solches Sys-

tem im Unternehmen einzuführen. Welche 

Schritte notwendig sind oder welchen Um-

fang die Implementierung erfordert, ist 

u. a. von folgenden Merkmalen abhängig: 

- Unternehmensgröße 

- Art und Umfang der Geschäftstä-

tigkeit 

- Rechtsform und Organisations-

struktur 

- Einbeziehung von externen Perso-

nen (z. B. Steuerberater) in die 

steuerbezogene Aufbau- und Ab-

lauforganisation des Unterneh-

mens 

- Einzubeziehende Steuerarten in 

das Tax CMS  

Auch wenn auf den ersten Blick nicht 

sichtbar, verfügt eine Vielzahl der Unter-

nehmen bereits über einen Grundstock 

einer steuerlichen Organisationsstruktur. 

Hierzu zählen z. B. bereits Arbeitsanwei-

sungen in der Buchhaltungsabteilung, ein 

Vier-Augen-Prinzip bei der Verbuchung 

von Geschäftsvorfällen, Checklisten zur 

umsatzsteuerlichen Beurteilung von Ge-

schäftsvorfällen, die griffbereite Telefon-

nummer des Steuerberaters, um im Falle 

von ungewöhnlichen Geschäftsvorfällen 

schnellstmöglich anzurufen, unterneh-

mensinterne Richtlinien zur Ermittlung und 

Dokumentation von Verrechnungspreisen 

usw. In diesen Fällen ist sodann zu prüfen, 

ob die bestehende Organisation für ein 

Tax CMS ausreichend ist oder ggf. weite-

rer Anpassungen bedarf.  

Als Maßstab und sozusagen als Bench-

mark für ein ausreichendes Tax CMS kann 

das vom Institut der Wirtschaftsprüfer ent-

wickelte Konzept, welches auf dem Stan-

dard des IDW für ein Compliance Ma-

nagement System aufbaut, herangezogen 

werden (IDW Praxishinweis 01/2016). Das 

Konzept des IDW beinhaltet insgesamt 

sieben Bausteine. Namentlich die Tax 

Compliance-Kultur, die Tax Compliance 

Ziele, die Tax Compliance-Risiken, das 

Tax Compliance-Programm, die Tax 

Compliance-Organisation, die Tax Com-

pliance-Kommunikation sowie die Tax 

Compliance-Überwachung und Verbesse-

rung. 

Tax Compliance-Kultur 

Die Compliance Kultur bildet die Grundla-

ge für ein angemessenes und wirksames 

Tax CMS. Sie gibt die Grundeinstellungen 

und Verhaltensweisen der Organe und 

des Managements des Unternehmens zur 

Befolgung von steuerlichen Pflichten wie-

der. Die vorgelebte Compliance-Kultur 

demonstriert gegenüber den Mitarbeitern 

des Unternehmens die Relevanz von Ge-
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setzes- und Regeltreue. Insbesondere soll 

dies den Wert, den Mitarbeiter steuerli-

chen Pflichten zuschreiben, aber auch das 

Engagement für ein regelkonformes Ver-

halten erhöhen.  

Tax Compliance-Ziele 

Compliance-Ziele knüpfen an die allge-

meinen Unternehmensziele an und stellen 

die Grundlage für die Beurteilung der 

Compliance-Risiken dar. Sie grenzen den 

Bereich ein, innerhalb dessen die Steuer-

funktion eines Unternehmens aktiv werden 

soll. Definierte Ziele können in einer Steu-

errichtlinie, einem Verhaltenskodex oder 

einem Leitbild dokumentiert werden.  

Tax Compliance-Organisation 

Die Kernaufgabe der Tax Compliance-

Organisation besteht darin, Rollen und 

Verantwortlichkeiten festzulegen. Diese 

werden gemeinsam mit der Ablauforgani-

sation, die für die Befolgung steuerlicher 

Pflichten verantwortlich ist, in einer Orga-

nisationsmatrix des Unternehmens abge-

bildet.  

Tax Compliance-Risiken 

Ausgangspunkt der Compliance-Risiken 

sind die Compliance-Ziele. Eine potenziel-

le Regelmissachtung kann zu einer Com-

pliance Zielverfehlung führen, so dass sich 

entsprechende Compliance-Risiken ablei-

ten lassen. Zur systematischen Risikoer-

kennung und -beurteilung empfiehlt es 

sich, ein angemessenes Verfahren einzu-

führen, mithilfe dessen Risiken klassifiziert 

und in ihrer Wertigkeit analysiert und ge-

wichtet werden. Risiken sind hierbei bezo-

gen auf die jeweilige Steuerart und die 

damit verbundenen Prozesse festzustellen 

und schriftlich festzuhalten. 

Tax Compliance-Programm 

Das Tax Compliance-Programm benennt 

anschließend konkrete Maßnahmen, um 

die identifizierten Risiken zu reduzieren 

oder aufgedeckte Schwachstellen zu be-

heben. Als Maßnahmen kommen bspw. 

Folgende in Betracht: 

- Zurverfügungstellung von Checklis-

ten 

- Fortbildungen 

- Festlegung von Verantwortlichkei-

ten, Vertretungsregeln, Unterschrif-

tenregeln und Dokumentationsre-

geln 

- Kontrollen (z.B. Vier-Augen-Prinzip, 

Checklisten, stichprobenartige 

Überprüfung, beispielweise ob zu-

ständige Mitarbeiter mit dem Tax 

Compliance-Programm vertraut 

sind) 

Tax Compliance-Kommunikation 

Die Tax Compliance-Kommunikation dient 

dazu, die Mitarbeiter im Unternehmen 

über ihre Verantwortlichkeiten und Rollen 

zur Einhaltung der steuerlichen Pflichten 

zu informieren. Es wird zudem festgelegt, 
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wie Tax Compliance-Risiken oder Hinwei-

se auf Regelverstöße an die zuständigen 

Stellen zu melden sind. 

Tax Compliance-Überwachung und 

Verbesserung 

Das abschließende Grundelement eines 

Tax CMS ist die Tax Compliance-

Überwachung und Verbesserung. Das im 

Unternehmen eingeführte Tax CMS bedarf 

einer stetigen Überwachung und Optimie-

rung. Die Überwachung sollte mittels einer 

angemessenen Dokumentation gesche-

hen. 

Die Einführung eines Tax CMS bedeutet 

aber nicht, dass in einem Unternehmen 

alle steuerbezogenen Prozess erfolgen 

müssen. Aufgaben können selbstverständ-

lich an externe Dritte delegiert werden. 

Hierbei ist aber gleichfalls sicherzustellen, 

dass diese ihre Aufgaben und Verantwor-

tungen kennen, ihnen relevante Angaben 

durch das Unternehmen zur Verfügung 

gestellt und die Arbeitsergebnisse der Drit-

ten kontrolliert und überwacht werden und 

sie hierdurch Teil des Tax CMS werden 

und sind.  

 

VI. Positive Effekte und Chancen 
eines Tax CMS 

 

Neben den zuvor beschriebenen positiven 

Effekten – in Form einer Dokumentation, 

die steuerlichen Pflichten und Regeln ein-

zuhalten und regelkonformes Verhalten 

durch die Implementierung strukturierter 

Prozesse sicherzustellen –, die bereits mit 

der Einführung eines Tax CMS verbunden 

sind, ergeben sich aus einem Tax CMS 

weitere, wesentliche positive Wirkungen. 

So werden im Laufe des Implementie-

rungsprozesses zahlreiche steuerliche 

Risiken identifiziert und bewertet. Es wer-

den Maßnahmen eingeführt, die das Ein-

treten dieser Risiken vermeiden sollen. 

Mithilfe von Frühwarn-Systemen werden 

Prozesse und Maßnahmen kontinuierlich 

angepasst und bringen hierdurch positive 

Effekte in puncto Effizienz und Kostener-

sparnis mit sich. Darüber hinaus können 

im Rahmen der Einrichtung Organisati-

onsstrukturen optimiert werden, da Ge-

schäftsprozesse (auch abteilungsübergrei-

fende) identifiziert, definiert, dokumentiert 

und Rollen und Zuständigkeiten unmiss-

verständlich zugeordnet werden. Hier-

durch werden ineffiziente Prozessabläufe 

sichtbar, die entsprechend behoben wer-

den können. 

Die Dokumentation von Prozessen ermög-

licht zudem deren Standardisierung, so 

dass bspw. die Steuerabteilung unabhän-

gig von Einzelpersonen aufgestellt werden 

kann. Die der Implementierung vorge-

schaltete Analyse des Unternehmens 

kann zudem Steuergestaltungspotentiale 

zu Tage befördern, die sich am Ende in 

der Reduktion der Steuerbelastung des 

gesamten Unternehmens oder des Kon-

zerns niederschlagen kann. 
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VII. Unser Tipp 
 

Gesetzeskonformität sowie die Befolgung 

von Regeln und Pflichten sind für die 

meisten Unternehmer selbstverständlich. 

Die zunehmende Komplexität des Steuer-

rechts macht es Ihnen jedoch nicht ein-

fach, diesen Anforderungen gerecht zu 

werden, da regelmäßig ein hohes Maß an 

einem sich ständig fortentwickelndem 

Spezialwissen gefordert wird.  

Die zutreffende Bewertung und Anwen-

dung von steuerlich relevanten Sachver-

halten ist ohne die Implementierung effek-

tiver Mechanismen zu Kontrollzwecken 

praktisch nicht mehr möglich. Dies ist nicht 

zuletzt darauf zurückzuführen, dass die 

kontinuierliche Weiterentwicklung der 

Technik in den vergangenen Jahren dazu 

führte, dass die Finanzverwaltung syste-

matisch Regelverstöße aufdeckt. Zudem 

wurden auch die rechtlichen Rahmenbe-

dingungen für die – gewollte oder nicht 

gewollte – Nichtbeachtung von steuerli-

chen Pflichten drastisch verschärft.  

Gerade kleine und mittlere Unternehmen 

behandeln die hiermit einhergehenden 

Risiken bislang stiefmütterlich. Dies ist 

bedingt durch den Aufwand und die hier-

mit zusammenhängen Kosten zunächst 

verständlich. Jedoch sind auch mittelstän-

dische Unternehmen regelmäßig den viel-

fältigen steuerlichen Risiken ausgesetzt. 

Insbesondere der Vorwurf sich nicht 

„compliant“ verhalten zu haben, kann sich 

im Nachhinein als deutlich kostenintensi-

ver erweisen als der Aufbau eines Tax 

CMS. Daher ist ein Tax CMS auch im Mit-

telstand unabdingbar, weshalb wir grund-

sätzlich empfehlen, ein auf die Besonder-

heiten Ihres Unternehmens abgestimmtes 

Tax CMS einzurichten, welches Ihr Unter-

nehmen vor Haftungsrisiken, ungeplanten 

Zahlungsabflüssen und Reputationsschä-

den bewahren kann. 


